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TAZV VORHARZ

Trink- und Abwasserzweckverband

VIERTE SATZUNGSANDERUNG ZUR
Neufassung der

Satzung des Trink- und Abwasserzweckverbandes Vorharz
(TAZV Vorharz)

- Verbandssatzung -

Auf der Grundlage der 88 6, 8, 14 und 16 Abs. (1) des Gesetzes (iber kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA)
vom 26.02.1998 (GVBI. LSA S. 81) in der derzeit geltenden Fassung; in Verbindung mit § 8 und § 45 des Kommu-

nalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (Kommunalverfassungsgesetz - KVG LSA) vom 17.06.2014

(GVBI. LSA S. 288) in der derzeit geltenden Fassung hat die Verbandsversammlung des Trink- und Abwas-

serzweckverbandes Vorharz in ihrer Sitzung am 18.10.2022 die folgende vierte Satzung zur Anderung der Neufas-

sung der Verbandssatzung vom 07.05.2019 beschlossen:
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Name und Sitz

Der Zweckverband fuhrt den Namen:
Trink- und Abwasserzweckverband Vorharz (Kurzform: TAZV Vorharz),
nachfolgend als Verband bezeichnet.

Der Sitz des Verbandes ist Blankenburg (Harz).

Der Verband dient dem 6ffentlichen Wohl und dem Nutzen seiner Mitglieder. Er verwaltet
sich im Rahmen der Gesetze selbst.

Der Verband fuhrt ein Dienstsiegel mit der Umschrift Trink- und Abwasserzweckverband Vor-
harz.

§2
Verbandsmitglieder, Verbandsgebiet

Verbandsmitglieder sind die im Mitgliederverzeichnis aufgefihrten Gemeinden. Das Mitglie-
derverzeichnis ist als Anlage 1 Bestandteil dieser Satzung.

In dem Mitgliederverzeichnis werden alle Verbandsmitglieder mit der Anzahl der in die Ver-
bandsversammlung zu entsendenden Vertreter und den maf3geblichen Einwohnerzahlen
aufgefuhrt. Der Verband fuihrt das Mitgliederverzeichnis und hélt es auf dem Laufenden.

Das Verbandsgebiet umfasst die Gemeindegebiete der Verbandsmitglieder, sofern nicht nur
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einzelne Ortschaften oder Ortsteile einer Mitgliedsgemeinde nach Mafigabe des Mitglieder-
verzeichnisses zum Verbandsgebiet gehdren. In diesem Fall gehdren jeweils nur die Gebiete
der betreffenden Ortschaft bzw. des betreffenden Ortsteils der Mitgliedsgemeinde zum Ver-
bandsgebiet.

§3
Aufgaben des Verbandes

Der Verband erflillt die 6ffentlichen Aufgaben der Trinkwasserversorgung und Abwasserbe-
seitigung im Verbandsgebiet, soweit diese Aufgaben dem Verband vollstandig oder zum Teil
von den Verbandsmitgliedern fir ihre Gemeindegebiete Ubertragen wurden. Die Ubertrage-
nen offentlichen Aufgaben werden in der Anlage 2 zu dieser Satzung wiedergegeben.

Der Verband erflillt die ihm von den Verbandsmitgliedern tbertragene 6ffentliche Aufgabe
der Abwasserbeseitigung im gesamten Verbandsgebiet, soweit dies die zentrale Beseitigung
des Schmutzwassers und des in Kleinklaranlagen anfallenden Fakalschlamms sowie des in
abflusslosen Sammelgruben anfallenden Fékalabwassers und die Beseitigung sonstiger Ab-
wasser gemal des Wassergesetzes fur das Land Sachsen-Anhalt (WG-LSA) betrifft.

Die Aufgabe der Niederschlagswasserbeseitigung i.S. des § 79 b WG LSA sowie i.S. des §
55 Abs. 2 WHG obliegt dem Verband, soweit einzelne Mitgliedsgemeinden die Aufgabe
Ubertragen haben (siehe Anlage 2) und gemaf den gesetzlichen Vorschriften nicht primér
die privaten Eigentiimer zustandig sind. Die Stral3enentwasserung fir Stra3en der Mitglieds-
gemeinden ist nicht Aufgabe des Verbandes.

Zur Erfullung der ihm Ubertragenen 6ffentlichen Aufgaben erlasst der Verband die zum An-
schluss und zur Benutzung der Anlagen erforderlichen Satzungen sowie sonstige Satzungen
und Verordnungen.

Der Verband ist Verwaltungsbehérde im Sinne von § 36 Abs. (1) Nr. 1 des Gesetzes Uber
Ordnungswidrigkeiten bei Zuwiderhandlungen gegen seine Satzungen.

Der Verband kann fir Gemeinden und Gebiete auRerhalb des Verbandsgebietes die Durch-
fihrung der 6ffentlichen Aufgaben der Trinkwasserversorgung und der Abwasserbeseitigung
tibernehmen. Dabei darf die Ver- bzw. Entsorgung des Verbandsgebietes nicht gefahrdet
werden.

Der Verband kann die Durchfiihrung seiner Aufgaben auf Dritte Gbertragen.
Dem Verband kdnnen durch seine Verbandsmitglieder weitere Aufgaben Ubertragen werden.

Der Verband besitzt Dienstherrenfahigkeit.

§4
Rechte und Pflichten der Verbandsmitglieder und des Verbandes

Mit dem Beitritt zum Verband gehen die Rechte und Pflichten zur Erflllung der Ubertragenen
Aufgaben von den Verbandsmitgliedern auf den Verband tiber. Die Ubertragung umfasst
auch das mit der Erfullung der Aufgaben verbundene Satzungsrecht.
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Die Verbandsmitglieder haben dem Verband die sich in ihrem Eigentum befindlichen Anla-
gen zur Trinkwasserversorgung und Abwasserbeseitigung zu Eigentum tbertragen. Der Ver-
band ist, soweit dies zur Erfillung der ihm Ubertragenen Aufgaben erforderlich ist, verpflich-
tet, die ihm Ubergebenen Anlagen zu unterhalten, zu erneuern und zu erweitern. Er ist be-
rechtigt, die Anlagen nach seinem Ermessen zu modernisieren. Durch die Unterhaltung, Er-
neuerung, Erweiterung und Modernisierung ausgeldste Kosten Ubernimmt der Verband.

Die Verbandsmitglieder haben unbeschadet der aus der Erfillung der Verbandsaufgaben
entstehenden Rechte einen Anspruch auf Beratung durch den Verband in allen mit der Was-
serversorgung und Abwasserbeseitigung zusammenhangenden Fragen.

Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, dem Verband zur Erfullung seiner 6ffentlichen Auf-
gaben die in ihrem Eigentum stehenden 6ffentlichen Flachen fur die Verlegung von Leitun-
gen oder die Errichtung sonstiger Ver- und Entsorgungsanlagen kostenlos zur Verfligung zu
stellen, solange nicht durch die Verbandsversammlung fur die Nutzung der Flachen die Ge-
wahrung einer Konzessionsabgabe an die Verbandsmitglieder beschlossen wird. Gleiches
gilt fir 6ffentliche Flachen, in denen schon Leitungen liegen oder auf denen schon Ver- und
Entsorgungsanlagen errichtet sind. Zu den offentlichen Flachen gehdren Strafl3en- und We-
gegrundstlicke der Verbandsmitglieder, unabhéngig davon, ob eine entsprechende Widmung
vorliegt, sowie sonstige Grundstiicke der Verbandsmitglieder, fir die gemaf der Bauleitpla-
nung keine bauliche Nutzung maoglich bzw. fur die bei nicht vorhandener Bauleitplanung dau-
erhaft keine bauliche Nutzung zu erwarten ist.

Werden vom Verband zur Erfullung seiner 6ffentlichen Aufgaben Grundstiicke der Verbands-
mitglieder, die bebaubar sind oder nach Schaffung des Baurechtes bebaut werden kénnen,
zur Verlegung von Leitungen oder zur Errichtung sonstiger Ver- und Entsorgungsanlagen be-
notigt, so sind die Verbandsmitglieder verpflichtet, diese Grundstliicke dem Verband zur Ver-
figung zu stellen. Gleiches gilt fiir Grundstiicke, in denen schon Leitungen liegen oder auf
denen schon Ver- und Entsorgungsanlagen errichtet sind. Soweit die weitere Nutzung der
Grundstlicke dadurch beeintrachtigt wird, hat der Verband den Verbandsmitgliedern eine an-
gemessene, ortsiibliche Entschadigung zu zahlen. Die Héhe der Entschadigung wird durch
den Verkehrswert begrenzt.

Werden vom Verband zur Erfullung seiner ¢ffentlichen Aufgaben Grundstiicke zur Verlegung
von Leitungen oder zur Errichtung sonstiger Ver- und Entsorgungsanlagen bendtigt, die sich
nicht im Eigentum der Verbandsmitglieder befinden, so sind die Verbandsmitglieder ver-
pflichtet, sich dafiir einzusetzen, dass diese Grundstiicke dem Verband durch Kauf oder Ein-
rd&umung von Nutzungsrechten zur Verfugung gestellt werden. Gleiches gilt fir Grundstlicke,
in denen schon Leitungen liegen oder auf denen schon Ver- und Entsorgungsanlagen errich-
tet sind.

§5
Verbandsorgane

Organe des Verbandes sind die Verbandsversammlung und der Verbandsgeschéftsfihrer.
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§6
Zusammensetzung der Verbandsversammiung

Die Verbandsversammlung besteht aus den Vertretern der Verbandsmitglieder. Das Stimm-
recht eines Verbandsmitgliedes wird durch eine entsprechende Zahl von Vertretern ausge-
ubt. Die Vertreter der Verbandsmitglieder haben je eine Stimme.

Die Stimmen eines Verbandsmitgliedes sind einheitlich abzugeben. Hierfir legt die Vertre-
tung des Verbandsmitgliedes durch Beschluss einen namentlich bestimmten Vertreter und
einen namentlich bestimmten Stellvertreter fest (,Stimmfuhrer” und ,stellvertretender Stimm-
fuhrer®.

Das Stimmrecht kann im Verhinderungsfall schriftlich oder elektronisch an einen anderen
Vertreter der Mitgliedsgemeinde im Einzelfall (fir die einzelne Sitzung) Ubertragen werden,
wenn sowohl der Stimmflhrer als auch der ,stellvertretender Stimmfiihrer® gehindert sind.
Diese weitere Stimmrechtsiibertragung ist geboten, damit der jeweils betroffenen Gemeinde
das Stimmrecht nicht verloren geht.

Die Zahl der in die Verbandsversammlung zu entsendenden Vertreter der Verbandsmitglie-

der richtet sich nach der Einwohnerzahl der Verbandsmitglieder bzw. der Einwohnerzahl der
Gemeinden oder Ortschaften bzw. Ortsteile derjenigen Verbandsmitglieder, in deren Gebie-
ten oder Teilgebieten der Verband Aufgaben wahrnimmt.

Von jedem Verbandsmitglied ist je angefangene 4.000 Einwohner ein Vertreter zu entsen-
den.

MalRgeblich fur die Einwohnerzahl der Verbandsmitglieder, an Hand derer die Zahl der Stim-
men bzw. Vertreter der Verbandsmitglieder zu bestimmen ist, ist die Einwohnerzahl, die das
Landesamt fur Statistik fur den 31. Dezember des dem Beginn der Legislaturperiode der Ge-
meinderate vorangegangenen Jahres ermittelt hat. Soweit das Landesamt fur Ortschaften
oder Ortsteile keine Zahlen ermittelt, wird auf die Erhebungen des jeweils zustandigen Ein-
wohnermeldeamtes zum gleichen Stichtag zurtickgegriffen.

Die Anzahl der von den Verbandsmitgliedern in die Verbandsversammlung zu entsendenden
Vertreter wird im Mitgliederverzeichnis in der Anlage 1 zu dieser Satzung wiedergegeben

Die Vertreter werden von den Verbandsmitgliedern spatestens drei Monate nach der jeweili-
gen Kommunalwahl fiir die Dauer der fiir die Gemeinderate geltenden Wahlperiode neu be-
stimmt und dem Verband schriftlich benannt. Fir die Vertreter wird von den Verbandsmitglie-
dern gleichzeitig je ein Stellvertreter bestimmt. Die Stellvertreter treten an die Stelle der Ver-
treter, wenn diese im Einzelfall verhindert sind oder ihre Wéahlbarkeit verlieren.

Soweit ein Verbandsmitglied mehrere Vertreter in die Verbandsversammlung entsendet, be-
stimmt der Gemeinderat des Verbandsmitgliedes die zu entsendenden Vertreter und Stell-
vertreter nach dem fir die Bildung der Ausschisse des Gemeinderates vorgeschriebenen
Verfahren.

Die wegen Ablaufs der Wahlperiode ausscheidenden Vertreter eines Verbandsmitgliedes in
der Verbandsversammlung und deren Stellvertreter bleiben bis zur Bestimmung neuer Ver-
treter bzw. Stellvertreter im Amt.

Die Verbandsmitglieder sind von ihren Vertretern Uber alle wesentlichen Angelegenheiten
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des Verbandes zu unterrichten. Die Verbandsmitglieder kénnen ihre Vertreter in der Ver-
bandsversammlung und deren Stellvertreter jederzeit abberufen und neue Vertreter bzw.
Stellvertreter bestimmen.

Mitglieder der Verbandsversammlung kdénnen nicht sein:

1. hauptamtliche Beamte und Angestellte des Verbandes,

2. leitende Beamte und leitende Angestellte einer juristischen Person oder sonstigen
Organisation des o6ffentlichen oder des Privatrechts, wenn der Verband in einem be-
schlieenden Organ dieser Organisation mehr als die Halfte der Stimmen hat,

3. Beamte und Angestellte, die vorbereitend oder entscheidend unmittelbare Aufgaben der
Kommunal- oder Fachaufsicht Giber den Verband wahrnehmen.

Die Vertreter der Verbandsmitglieder in der Verbandsversammlung und deren Stellvertreter
sind ehrenamtlich tatig.

Der Verbandsgeschéftsfihrer ist mit beratender Stimme Mitglied der Verbandsversammlung.

Die Verbandsversammlung wahlt aus ihrer Mitte den Vorsitzenden der Verbandsversamm-
lung. Dem Vorsitzenden der Verbandsversammlung obliegt die Leitung der Verbandsver-
sammlung.

Die Verbandsversammlung wahlt dartiber hinaus aus ihrer Mitte den stellvertretenden Vorsit-
zenden der Verbandsversammlung. Der stellvertretende Vorsitzende der Verbandsversamm-
lung tritt an die Stelle des Vorsitzenden der Verbandsversammlung, wenn dieser im Einzelfall
verhindert ist. Der Vorsitzende der Verbandsversammlung und sein Stellvertreter werden
spatestens vier Monate nach der jeweiligen Kommunalwahl gewéhlt. Beide bleiben bis zur
Wahl ihrer Nachfolger im Amt.

87
Aufgaben der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung lGberwacht die Angelegenheiten des Verbandes und hat insbe-
sondere Uber die folgenden Angelegenheiten zu beschlieRen:

1. die Anderungen der Verbandssatzung,

2. den Beitritt und den Austritt von Verbandsmitgliedern,

3. die Auflésung des Verbandes und die Aufteilung des Vermdégens und der Verbindlichkei-
ten,

4. den Erlass, die Anderung und die Aufhebung von Satzungen,

o

den Erlass, die Anderung und die Aufhebung der Geschaftsordnung fiir die Verbands-
versammliung,

die Wahl des Vorsitzenden der Verbandsversammlung und seines Stellvertreters,
- nicht belegt -,
die Wahl bzw. Abwahl des Verbandsgeschaftsfihrers,

© ®© N o

den Erlass und die Anderung des Wirtschaftsplanes einschlieRlich des Stellenplanes,

-5 -



)

(1)

10.

11.
12.

13.

14.
15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

VERBANDSSATZUNG 4.And. / 18-10-22

des Finanzplanes und des Investitionsplanes,

die Feststellung des Jahresabschlusses und die Entlastung des Verbandsgeschéaftsfih-
rers sowie die Verwendung des Jahresgewinns und die Behandlung des Jahresverlus-
tes,

die Festsetzung von erforderlichen Verbandsumlagen,

die Verfigung Uber Verbandsvermdgen, soweit dies den Erwerb oder die VerduRerung
oder Belastung von Grundvermdgen sowie die Ausreichung von Schenkungen oder Dar-
lehen durch den Verband betrifft,

die Aufnahme von Krediten, die Ubernahme von Biirgschaften, den Abschluss von Ge-
wahrvertragen, die Bestellung sonstiger Sicherheiten sowie die Vornahme wirtschaftlich
gleich zu achtender Rechtsgeschéfte,

die Fihrung von Rechtsstreitigkeiten von erheblicher Bedeutung,

den Abschluss von Vertrdgen mit Vertretern von Mitgliedsgemeinden oder deren Stell-
vertretern und mit dem Vorsitzenden der Verbandsversammlung und seinem Stellvertre-
ter,

den Beschluss zum Abschluss von Vertragen, aul3er Vertragen fur Bauleistungen und
fur mit Baumafnahmen verbundenen Lieferleistungen geman VOB bzw. VOL, die einen
Wertumfang von 100.000,- Euro (ohne UmSt.) Uberschreiten, soweit es sich nicht um
Geschifte der laufenden Verwaltung handelt,

den Beschluss zum Verzicht auf Anspriiche des Verbandes, zum Abschluss von Verglei-
chen sowie zur Niederschlagung oder zum Erlass von Forderungen, sofern ein Wertum-
fang von 15.000 Euro (ohne UmSt.) Uberschritten wird,

den Beschluss zur Einstellung und Entlassung von Mitarbeitern ab einschlie3lich Ent-
geltgruppe 11 TVOD aufwarts; uber diese ist im Einvernehmen mit dem Verbandsge-
schaftsfiihrer zu beschlief3en,

die Beteiligung des Verbandes an privatrechtlichen Unternehmen sowie die Ubertragung
von Verbandsvermdgen auf diese Unternehmen,

die Ubernahme der Durchfiihrung der 6ffentlichen Aufgaben der Abwasserbeseitigung
fur Gemeinden und Gebiete aul3erhalb des Verbandsgebietes,

die Entscheidung zu Angelegenheiten, tber die kraft Gesetzes die Verbandsversamm-
lung entscheidet.

Die Verbandsversammlung nimmt gegentiber einem mit Dienstvertrag beschéaftigten Ver-
bandsgeschaftsfiihrer die Aufgaben des Arbeitgebers wahr. Gegenliber einem beamteten
Verbandsgeschaftsfiihrer ist sie Dienstvorgesetzter, héherer Dienstvorgesetzter und oberste
Dienstbehérde.

§8
Sitzung der Verbandsversammlung

Der Vorsitzende der Verbandsversammlung beruft die Verbandsversammlung elektronisch
oder schriftlich unter Hinweis auf die Bereitstellung der Tagesordnung zur Sitzung und der
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dazugehorigen Unterlagen im entsprechenden Informationssystem oder schriftlich unter
Ubersendung der Tagesordnung zur Sitzung ein und leitet sie. Der Tagesordnung sind die
dazugehorigen Sitzungsunterlagen, insbesondere die Beschlussvorlagen, die kurz zu be-
grinden sind, beizufigen. Die Sitzungsunterlagen kénnen in begriindeten Fallen nachge-
reicht werden; sie sollen den Vertretern der Verbandsmitglieder jedoch spatestens drei Tage
vor dem Sitzungstag vorliegen. Mit der Einladung per Email sowie der Bereitstellung der Un-
terlagen im Gremieninformationssystem gelten die Einladung und die Unterlagen als zuge-
stellt. Von der Bereitstellung von Unterlagen ist nur abzusehen, wenn das offentliche Wohl
oder berechtigte Interessen Einzelner dem entgegenstehen.

Die Einberufung hat in angemessener Frist, mindestens jedoch eine Woche vor der Sitzung
elektronisch oder schriftlich zu erfolgen. In Notféllen kann der Vorsitzende der Verbandsver-
sammlung die Verbandsversammlung formlos ohne Frist nur unter Angabe der Verhand-
lungsgegenstande einberufen. Die Grinde fir die Dringlichkeit des Verhandlungsgegenstan-
des sind in der Sitzung darzulegen.

Die Verbandsversammlung ist nach Bedarf, jedoch mindestens zweimal im Jahr einzuberu-
fen. Sie muss auRerdem sofort einberufen werden, wenn 1/4 der Vertreter der Verbandsmit-
glieder unter Angabe der Griinde dies verlangt.

Ist ein Vertreter eines Verbandsmitgliedes gehindert, an einer Verbandsversammlung teilzu-
nehmen, so hat er dies dem Vorsitzenden der Verbandsversammlung oder der Verbandsge-
schéftsstelle sowie seinem Stellvertreter mitzuteilen, so dass der Stellvertreter an Stelle des
Vertreters an der Verbandsversammlung teilnehmen kann.

Der Vorsitzende der Verbandsversammlung leitet die Sitzung der Verbandsversammlung.
Bei seiner Verhinderung tritt der stellvertretende Vorsitzende der Verbandsversammlung, bei
dessen Verhinderung das an Jahren alteste anwesende Mitglied der Verbandsversammlung
an seine Stelle.

Die Sitzungen der Verbandsversammlung sind 6ffentlich. Die Offentlichkeit ist auszuschlie-
Ben, wenn das 6ffentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner dies erfordern. In nicht
offentlicher Sitzung gefasste Beschliisse sind nach Wiederherstellung der Offentlichkeit oder,
wenn dies ungeeignet ist, im nachsten 6ffentlichen Teil der Verbandsversammlung bekannt
zu geben, wenn nicht das 6ffentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner dem entge-
genstehen.

Uber die Sitzungen der Verbandsversammlung werden Niederschriften gefertigt, welche vom
Vorsitzenden der Verbandsversammlung, vom Verbandsgeschéftsfiihrer und dem Protokoll-
fuhrer zu unterzeichnen und der Verbandsversammlung in der nachsten Sitzung zur Geneh-
migung vorzulegen sind. Die Niederschriften haben mindestens das Folgende zu enthalten:

die Zeit und den Ort der Sitzung,
die Namen der Sitzungsteilnehmer,
die Tagesordnung der Sitzung,

den Wortlaut der Antrage und Beschlusse,

a 0w o

das Ergebnis der Abstimmungen.

Die Niederschriften tber die Sitzungen der Verbandsversammlung sind allen
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Verbandsmitgliedern und der Kommunalaufsichtsbehdrde zur Kenntnis zu geben.

Ort, Zeit und Tagesordnung der Sitzung der Verbandsversammlung sind vom Verband in der
ortlichen Tagespresse, also der Volksstimme (Ausgaben fir die Altkreise Halberstadt und
Wernigerode sowie den Landkreis Borde) und der Mitteldeutschen Zeitung (Altkreis Quedlin-
burg), offentlich bekannt zu machen. Die Bekanntmachung hat spatestens am 3. Tag vor
dem Sitzungstag zu erfolgen. Von der 6ffentlichen Bekanntmachung kann bei Einberufungen
gemal Abs. (2) Satz 2 abgesehen werden.

8§89
Beschlussfassung der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung ist beschlussfahig, wenn nach ordnungsgemanRer Einberufung
mehr als die Halfte der Verbandsmitglieder und mehr als die Halfte der Vertreter der Ver-
bandsmitglieder (Stimmen) vertreten sind. Wenn Vorschriften Gber die Einberufung verletzt
wurden, ist die Verbandsversammlung nach 8§ 11 Absatz (5) Satz 2 GKG LSA nur beschluss-
fahig, wenn die satzungsmafigen Verbandsmitglieder anwesend sind und keines der fehler-
haft geladenen Verbandsmitglieder den Einberufungsfehler rigt.

Die Verbandsversammlung ist ohne Ricksicht auf die Zahl der anwesenden Verbandsmit-
glieder und der anwesenden Vertreter von Verbandsmitgliedern beschlussfahig, wenn sie in-
folge Beschlussunfahigkeit wegen des oder der gleichen Verhandlungsgegenstande zum
zweiten Mal einberufen wird. Auf diesen Sachverhalt ist in der Einladung ausdrticklich hinzu-
weisen.

Abstimmungen erfolgen offen. Beschliisse werden, soweit diese Satzung nichts Abweichen-
des bestimmt, mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen gefasst. Bei Stim-
mengleichheit gilt der Beschlussvorschlag oder Antrag als abgelehnt.

Fur Beschlisse Uber die folgenden Angelegenheiten ist die Mehrheit von zwei Dritteln der
Vertreter der Verbandsmitglieder (2/3-Mehrheit der satzungsgemafen Stimmenzahl) und die
Mehrheit der Verbandsmitglieder erforderlich:

1. den Beitritt, den Ausschluss oder den Austritt von Verbandsmitgliedern,

2. die Auflésung des Verbandes.

Daruber hinaus gelten fir Beschlisse zur und im Zusammenhang mit der Abwahl des Ver-
bandsgeschéftsfiihrers die Regelungen des § 11 Absatz (5).

Wahlen werden geheim mit Stimmzetteln vorgenommen. Es kann offen gewahlt werden,
wenn kein Vertreter eines Verbandsmitgliedes widerspricht. Gewahlt ist die Person, fur die
die Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Vertreter der Verbandsmitglieder gestimmt
hat. Wird diese Mehrheit nicht erreicht, so findet ein zweiter Wahlgang statt. Im zweiten
Wahlgang ist die Person gewahlt, fur die die meisten Stimmen abgegeben worden sind.
Ergibt sich im zweiten Wahlgang Stimmengleichheit, so entscheidet das Los, das der Vorsit-
zende der Verbandsversammlung zu ziehen hat. Bei Wahlen, bei denen der Vorsitzende der
Verbandsversammlung oder sein Stellvertreter noch nicht gewahlt sind oder aber gehindert
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sind, an der Verbandsversammlung teilzunehmen, wird der Vorsitz der Verbandsversamm-
lung von dem an Lebensjahren altesten anwesenden Vertreter eines Verbandsmitgliedes
Uibernommen.

§10
Geschaftsordnung und Aufwandsentschadigungen

Fur die Sitzungen der Verbandsversammlung kann die Verbandsversammlung eine Ge-
schéaftsordnung erlassen, in der Einzelheiten zum Ablauf der Sitzungen und zu den Ubrigen
Verfahrensweisen festgelegt werden.

Fur die Entschadigung der Vertreter der Verbandsmitglieder, des Vorsitzenden der Ver-
bandsversammlung und seines Stellvertreters finden die jeweils gliltigen gesetzlichen Best-
immungen Uber den Auslagenersatz und die Aufwandsentschadigung bei ehrenamtlicher Ta-
tigkeit fur die Gemeinden entsprechende Anwendung. Néheres regelt eine Entschadigungs-
satzung.

§11
Verbandsgeschaftsfihrer

Der Verbandsgeschéftsfuhrer vertritt den Verband. Er leitet die Verwaltung des Verbandes,
erledigt in eigener Verantwortung die Geschéfte der laufenden Verwaltung und entscheidet
in allen Angelegenheiten, die ihm durch die Verbandssatzung oder Beschliisse der Ver-
bandsversammlung zugewiesen sind.

Der Verbandsgeschéftsfuhrer legt der Verbandsversammlung den Jahresabschluss und den
dazugehorigen Prufbericht vor und erlautert das Ergebnis des Jahresabschlusses.

Der Verbandsgeschéftsfuhrer ist befugt, Entscheidungen zur Vergabe von Bauauftragen und
von mit Baumalnahmen verbundenen Lieferauftragen gemaf VOB bzw. VOL im Rahmen
des beschlossenen und genehmigten Wirtschaftsplans zu treffen und die entsprechenden
Vertrage abzuschliel3en. Er ist des Weiteren befugt, sonstige Vertrage abzuschlieRen, soweit
dabei ein Wertumfang von 100.000,- Euro (ohne UmSt.) nicht Gberschritten wird.

Uber die Entscheidungen zur Vergabe von Bauauftragen und von mit BaumaRnahmen ver-
bundenen Lieferauftragen hat der Verbandsgeschaftsfuhrer die Verbandsversammlung auf
der der Entscheidung folgenden Sitzung vollumfénglich zu informieren.

Der Verbandsgeschéftsfihrer entscheidet tiber den Verzicht auf Anspriiche des Verbandes,
Uiber den Abschluss von Vergleichen sowie tiber die Niederschlagung oder Uber den Erlass
von Forderungen, sofern ein Wertumfang von 15.000,-- Euro (ohne UmSt.) nicht Gberschrit-
ten wird.

Der Verbandsgeschéftsfuhrer entscheidet tiber die Einstellung und Entlassung von Mitarbei-
tern bis Entgeltgruppe 11 TVOD.

Dringende Entscheidungen zum Abschluss von sonstigen Vertragen mit einem Wertumfang
von mehr als 100.000,- Euro, bei denen wegen der Eilbedirftigkeit eine Entscheidung durch
die Verbandsversammlung nicht abgewartet werden kann, kénnen vom
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Verbandsgeschaftsfiihrer im Benehmen mit dem Vorsitzenden der Verbandsversammlung
als Eilentscheidungen getroffen werden. Solche Eilentscheidungen sind formlos zu protokol-
lieren. Das Protokoll ist unter Angabe des Entscheidungsdatums vom Vorsitzenden der Ver-
bandsversammlung und vom Verbandsgeschéftsfihrer zu unterzeichnen. Eilentscheidungen
sind auf der nachsten Sitzung der Verbandsversammlung vom Vorsitzenden der Verbands-
versammlung bekannt zu geben.

Der Verbandsgeschéftsfuhrer ist Vorgesetzter, Dienstvorgesetzter, hdherer Dienstvorgesetz-
ter und oberste Dienstbehérde der Bediensteten des Zweckverbandes.

Der Verbandsgeschéftsfihrer wird von der Verbandsversammlung fir die Dauer von sieben
Jahren gewahlt. Eine mehrmalige Wiederwahl ist méglich. Fur die Wahl des Verbandsge-
schéftsfuihrers gelten die Regelungen des 8§ 9 Absatz (5) entsprechend. Der Verbandsge-
schéftsfihrer kann in ein Beamtenverhéltnis auf Zeit berufen werden.

Wird der Verbandsgeschéftsfiihrer mit einem Anstellungsvertrag beschaftigt, so ist im Anstel-
lungsvertrag festzulegen, wann der Gewahlte die Stelle als Verbandsgeschéftsfuhrer antritt
und dass seine Anstellung, wenn er nicht wiedergewahlt wird, mit Ablauf der Wahlperiode
oder, wenn er vorzeitig abgewahlt wird, mit Ablauf des Tages, an dem er abgewahlt wird, en-
det.

Wird der Verbandsgeschéftsfiihrer in ein Beamtenverhéltnis auf Zeit berufen und wird er vor-
zeitig abgewahlt, scheidet er ebenso mit Ablauf des Tages, an dem er abgewahlt wird, aus
seiner Funktion aus. In diesem Fall gelten § 66 Abs. (8) Satz 1 des Beamtenversorgungsge-
setzes und § 9a Abs. (1) Satz 1 und 2 des Bundesbesoldungsgesetzes entsprechend.

Die vorzeitige Abwahl des Verbandsgeschaftsfihrers ist auf Antrag der Mehrheit der sat-
zungsgemalen Stimmenzahl der Verbandsversammlung méglich; der Antrag bedarf der Be-
griindung. Der Beschluss Uber die Abwahl darf friihestens vier Wochen nach Antragstellung
erfolgen. Dem Verbandsgeschaftsfiihrer ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Uber
den Antrag ist ohne Aussprache geheim abzustimmen. Der Beschluss tber die Abwahl be-
darf einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsgeméafien Stimmenzahl der Verbandsver-
sammlung.

Der Verbandsgeschéftsfiihrer muss mindestens tber die Befahigung zum gehobenen allge-
meinen Verwaltungsdienst oder Uber einen den Anforderungen des Verbandes entsprechen-
den Fachhochschulabschluss verfligen. Die Stelle des hauptamtlichen Verbandsgeschéfts-
fuhrers ist dffentlich auszuschreiben; davon kann bei einer erneuten Bestellung durch Be-
schluss mit der Mehrheit der satzungsgemafen Stimmenzahl der Verbandsversammlung ab-
gesehen werden.

Der Verbandsgeschéftsfuhrer wird im Verhinderungsfall durch den stellvertretenden Ver-
bandsgeschaftsfiihrer vertreten. Der stellvertretende Verbandsgeschaftsfiuhrer soll ein Be-
diensteter des Verbandes sein. Der stellvertretende Verbandsgeschaftsfuhrer wird durch den
Verbandsgeschaftsfihrer im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden der Verbandsversamm-
lung benannt. Einzelheiten zur Stellvertretung sind durch den Verbandsgeschaftsfihrer im
Rahmen einer Vollmacht festzulegen.
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8§12
Verpflichtungsgeschafte

Erklarungen, durch die der Verband verpflichtet werden soll, bedirfen der Schriftform. Sie
sind, sofern sie nicht gerichtlich oder notariell beurkundet werden, nur rechtsverbindlich,
wenn sie vom Verbandsgeschaftsfithrer handschriftlich unterzeichnet und gesiegelt sind.

Die Formvorschrift des Absatzes(1) gilt nicht fur Erklarungen in Geschéften der laufenden
Verwaltung oder aufgrund einer in der Form des Absatzes (1) ausgestellten Vollmacht.

Im Falle der Vertretung des Verbandsgeschéftsfihrers missen Erklarungen durch dessen
Stellvertreter oder durch zwei vertretungsberechtigte Beschaftigte des Verbandes hand-
schriftlich unterzeichnet werden.

§13
Deckung des Finanzbedarfs

Der Verband erhebt zur Deckung seiner Ausgaben Anschlussbeitrdge und Baukostenzu-
schisse sowie Gebulhren und sonstige Entgelte. Zu diesem Zweck erlasst der Verband die
notwendigen Abgabensatzungen.

Soweit die Ausgaben des Verbandes durch Anschlussbeitrage, Baukostenzuschisse, Ge-
bihren, sonstige Entgelte und Zuschuisse Dritter sowie besondere Umlagen nicht gedeckt
werden kénnen, erhebt der Verband eine allgemeine Umlage. Der Umlagebedarf ist im Wirt-
schaftsplan festzusetzen. Die allgemeine Umlage wird nach dem Verhaltnis der Einwohner-
zahl jedes Verbandsmitgliedes zur Gesamteinwohnerzahl im Verbandsgebiet erhoben. So-
weit der Verband bei der Erfiillung einer 6ffentlichen Auf-gabe nur fir einen Teilbereich eines
Verbandsmitgliedes zustéandig ist, wird der der 6ffentlichen Aufgabe zugeordnete Gesamtbe-
trag der allgemeinen Umlage nach dem Verhéltnis der Einwohnerzahl in dem betreffenden
Teilbereich des Verbandsmitgliedes zur Gesamtzahl der Einwohner, fir die die 6ffentliche
Aufgabe erledigt wird, erhoben. Soweit der Verband bei der Erflillung einer 6ffentlichen Auf-
gabe im Gebiet eines Verbandsmitgliedes nicht zustandig ist, wird die dieser offentlichen
Aufgabe zugeordnete allgemeine Umlage bei dem Verbandsmitglied nicht erhoben. Fir die
Berechnung der allgemeinen Umlage fiir ein Wirtschaftsjahr sind die Einwohnerzahlen maf3-
gebend, die das Landesamt fir Statistik am 31. Dezember des vorletzten Jahres vor dem
Wirtschaftsjahr ermittelt hat bzw., sofern solche Zahlen vom Landesamt nicht ermittelt wer-
den, die von den jeweiligen Einwohnermeldeamtern fur die einzelnen Gemeinden bzw. die
Teilbereiche von Gemeinden ermittelten Einwohnerzahlen.

Soweit im Rahmen der Aufgabenerfiillung des Verbandes die Ubernahme und Tilgung be-
sonderer Verbindlichkeiten zu Gunsten einzelner Verbandsmitglieder erforderlich wird oder
soweit die Aufgabenwahrnehmung einzelnen Verbandsmitgliedern besondere Vorteile ver-
mittelt, kann der Verband auch von einzelnen Mitgliedern besondere Umlagen erheben. Die
besonderen Umlagen miissen in einem angemessenen Verhaltnis zu den Leistungen des
Verbandes fur seine Mitgliedsgemeinden stehen.

§14
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Rechnungsfihrung und Rechnungsprifung

Der Verband ist nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu fihren. Er darf, abgesehen von
einer angemessenen Verzinsung des Eigenkapitals, keine Gewinne erzielen.

Die Vorschriften Gber die Wirtschaftsfilhrung und das Rechnungswesen der Eigenbetriebe
gelten entsprechend.

Wirtschaftsjahr des Verbandes ist das Kalenderjahr.

Das fur die ortliche Rechnungsprifung zustandige Rechnungsprifungsamt ist das Rech-
nungsprifungsamt des Landkreises Harz. Der mit der Durchflihrung der Rechnungspriifung
zu beauftragende Wirtschaftsprifer wird dem Rechnungsprifungsamt von der Verbandsver-
sammlung vorgeschlagen.

§15
Anderung und Auflésung

Der Beitritt weiterer Gemeinden oder sonstiger kommunaler Kdrperschaften zum Verband
als Verbandsmitglied ist jederzeit méglich. Einzelheiten zu den Bedingungen des Beitritts
sind in einem Beitrittsvertrag festzulegen.

Will ein Verbandsmitglied aus dem Verband ausscheiden, so hat es den Austritt schriftlich zu
beantragen. Der Austritt kann nur zum Ende eines Wirtschaftsjahres erfolgen. Der Antrag
zum Austritt ist mit eingeschriebenem Brief an den Verbandsgeschaftsfiihrer unter Einhal-
tung einer Frist von einem Jahr vor dem vorgesehenen Austrittstermin zu richten. Zur Ab-
wicklung des Austritts ist ein Auseinandersetzungsvertrag zwischen dem Verband und dem
ausscheidenden Verbandsmitglied zu schliel3en.

Der Beitritt einer Gemeinde oder sonstigen Kérperschaft oder der Austritt eines Verbandsmit-
gliedes sowie der Abschluss der entsprechenden Vertrage bedirfen der Genehmigung durch
die Kommunalaufsicht.

Anderungen, die den Mitgliederbestand des Verbandes (Beitritt, Ausschluss oder Austritt ei-
nes Verbandsmitgliedes) sowie den Bestand des Verbandes (Auflésung) betreffen, bedirfen
einer Mehrheit von zwei Dritteln der Vertreter der Verbandsmitglieder (2/3-Mehrheit der sat-
zungsgemalen Stimmenzahl) und der Mehrheit der Verbandsmitglieder.

Der Verband gilt nach seiner Aufldsung als fortbestehend, solange und soweit der Zweck der
Abwicklung dies erfordern.

§16
Wegfall von Verbandsmitgliedern

Fallen Verbandsmitglieder durch Eingliederung in eine andere Kérperschaft, durch Zusam-
menschluss mit einer anderen Korperschaft, durch Auflésung oder aus einem sonstigen
Grunde weg, tritt die Korperschaft, in die das Verbandsmitglied eingegliedert oder zu der es
zusammengeschlossen wird, in die Rechtsstellung des weggefallenen Verbandsmitglieds
ein.
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Fur den Fall, dass die Korperschatft, in die ein Verbandsmitglied eingegliedert wird, bisher
nicht Verbandsmitglied war, werden die auf das wegfallende Verbandsmitglied entfallenden
Stimmen (Anzahl der Vertreter in der Verbandsversammlung) auf die neue Korperschatt, in
die das Verbandsmitglied eingegliedert wird, Gbertragen. Sofern mehrere Verbandsmitglieder
in eine Kdrperschaft eingegliedert werden, die bisher nicht Verbandsmitglied war, werden die
Stimmen dieser Korperschaft entsprechend § 6 Abs. (2) neu bestimmt.

Fur den Fall, dass die Kdrperschatft, in die ein oder mehrere Verbandsmitglieder eingeglie-
dert werden, schon Verbandsmitglied ist, oder es zu einem Zusammenschluss mehrerer Ver-
bandsmitglieder in Form einer neuen Kdrperschaft kommt, werden die Stimmen (Anzahl der
Vertreter in der Verbandsversammlung) dieser Koérperschaft gemaR § 6 Absatz (2) neu be-
stimmt.

Wenn Griinde des offentlichen Wohls nicht entgegenstehen, kann der Verband binnen drei
Monaten vom Wirksamwerden der Anderung an die neue Kérperschaft ausschlieBen. In glei-
cher Weise kann diese ihren Austritt aus dem Verband erklaren. Ausschluss und Austritt be-
durfen der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehérde.

8§17
Abwicklung im Falle der Auflésung

Im Falle der Auflosung des Verbandes findet eine Abwicklung statt, fiir deren Vorbereitung
der Verbandsgeschaftsfihrer zustandig ist. Die Verteilung des Vermdgens und der Verbind-
lichkeiten ist in einem Auseinandersetzungsvertrag zu regeln.

Die Ubertragung des Vermogens und der Verbindlichkeiten vom Verband auf die Verbands-
mitglieder hat nach den folgenden Grundsatzen zu erfolgen:

1. Anlagen oder Vermbgensgegenstande, die von einem Verbandsmitglied ausschlief3lich
selbst genutzt werden kodnnen, sind an dieses zuriickzugeben (Rickubereignung),

2. soweit Anlagen oder Vermégensgegenstande nur gemeinsam von mehreren Verbands-
mitgliedern genutzt werden kdnnen, sind sie in ein gemeinschaftliches Eigentum dieser
Verbandsmitglieder zu Gberfuhren,

3. die verbleibenden Vermdgensgegenstande sind von den Verbandsmitgliedern in dem
Verhaltnis zu Gbernehmen, das dem Verhaltnis der Buchwerte der nach den Ziffern 1 bis
2 an sie Ubertragenen Anlagen und Vermégensgegenstinde zum Buchwert der insge-
samt ricklbereigneten Anlagen und Vermdgensgegenstande entspricht und

4. die Verbindlichkeiten sind von den Verbandsmitgliedern in dem Verhaltnis zu Gberneh-
men, das dem Verhdltnis des Buchwertes der nach den Ziffern 1 bis 3 an sie Ubertrage-
nen Anlagen und Vermogensgegenstande zum Buchwert der insgesamt riickiibereigne-
ten Anlagen und Vermogensgegenstande entspricht. Soweit (ggf. aufgeldste) Zuwen-
dungen oder sonstige Zuschusse, z. B. Anschlussbeitrage, den Anlagen oder Vermo-
gensgegenstanden zugeordnet werden kénnen, ist dies bei den Buchwerten durch Ab-
setzung zu berilcksichtigen; soweit den Anlagen oder Vermdgensgegenstanden, die ge-
mal den Ziffern 1 bis 3 riickibereignet bzw. Gberfuhrt werden, Verbindlichkeiten direkt
zugeordnet werden konnen, ist dies bei der Ubertragung der Verbindlichkeiten zu
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berticksichtigen.

Etwaige Versorgungslasten oder sonstige Leistungen, die aus der Abwicklung der Dienstver-
haltnisse der Dienstkrafte des Verbandes resultieren, sind nach MaRgabe der Ubernahmere-
gelungen des Absatzes (2) Ziffer 4 Satz 1 von den Verbandsmitgliedern zu tragen.

Ist der Verband Dienstherr von Beamten und gehen Aufgaben des Verbandes bei der Auflo-
sung ganz oder teilweise auf andere juristische Personen des offentlichen Rechts mit Dienst-
herrnfahigkeit tiber, so gelten fir die Ubernahme und die Rechtsstellung der Beamten und
Versorgungsempfanger des Zweckverbandes die 88 128 bis 133 des Beamtenrechtsrah-
mengesetzes. Im Ubrigen gilt § 77 des Kommunalverfassungsgesetzes LSA.

Ist der Verband Dienstherr von Beamten und gehen seine bisherigen Aufgaben bei der Auf-
I6sung nicht auf andere juristische Personen des 6ffentlichen Rechts mit Dienstherrenfahig-
keit Gber, so sind die Beamten von dem Verbandsmitglied zu Gbernehmen, das zum Zeit-
punkt der Auflésung die gréf3te Einwohnerzahl aufweist. Soweit das Ubernehmende Ver-
bandsmitglied diese Beamten nicht oder nur teilweise zur Erfullung seiner Aufgaben einset-
zen kann oder ihm sonstige Nachteile durch die Ubernahme entstehen, sind die tbrigen Ver-
bandsmitglieder verpflichtet, das tibernehmende Verbandsmitglied einmalig oder dauerhaft
entsprechend der Regelung in Absatz (3) zu entschadigen.

§18
Bekanntmachungen

Satzungen werden im vollen Wortlaut im Amtsblatt des Trink- und Abwasserzweckverbandes
Vorharz bekannt gemacht. Der Wirtschaftsplan ist mit dem Teil bekannt zu machen, der die
Festsetzungen des Gesamtbetrages der Ertrdge und Aufwendungen des Erfolgsplanes, der
Einnahmen und Ausgaben des Vermogensplanes sowie der Kredit- und Verpflichtungser-
machtigungen, des Hochstbetrages des Kassenkredites, des Zweckverbandsumlagebedar-
fes und der Verteilung der Zweckverbandsumlagen auf die Zweckverbandsmitglieder enthalt.
Der gesamte Wirtschaftsplan einschlieB3lich des Erfolgs- und Vermégensplanes sowie der
Stellentibersicht ist an sieben Tagen 6ffentlich auszulegen; in der Bekanntmachung ist auf
die Auslegung hinzuweisen. Enthalt der Wirtschaftsplan genehmigungspflichtige Teile, darf
er erst nach der Genehmigung 6ffentlich bekannt gemacht werden.

Sind Plane, Karten, Zeichnungen oder andere wegen ihres Umfanges nicht oder nicht im vol-
len Umfang zur Bekanntmachung geeignete Anlagen oder Unterlagen bekannt zu machen
oder lassen sich diese in Textform nicht darstellen, so kann deren Bekanntmachung durch
Auslegung in den Dienstraumen des Verbandes wéahrend der Dienststunden ersetzt werden.
Auf die Auslegung ist unter Angabe des Ortes und der Dauer der Auslegung entsprechend
der Vorschriften in Absatz (1) hinzuweisen. Die Dauer der Auslegung hat zwei Wochen zu
betragen, soweit nichts anderes vorgeschrieben ist.

Fur die Bekanntmachung des Ortes, der Zeit und der Tagesordnung der Sitzungen der Ver-
bandsversammlung gelten die Regelungen in 8 8 Absatz (8); diese Regelungen gelten
ebenso fir sonstige Bekanntmachungen.
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8§19
Sonstige Vorschriften

(1) Soweit nicht durch Gesetz oder diese Satzung etwas anderes bestimmt wird, gelten fir den
Verband die Vorschriften fir Gemeinden sinngemal. Dabei treten als Organe des Verban-
des an die Stelle des Gemeinderates die Verbandsversammlung und an die Stelle des
hauptamtlichen Blrgermeisters der Verbandsgeschéaftsfuhrer. An die Stelle der Mitglieder
des Gemeinderates treten die Vertreter der Verbandsmitglieder, an die Stelle des Vorsitzen-
den des Gemeinderates tritt der Vorsitzende der Verbandsversammlung.

(2) Gemal des Gesetzes zur Forderung der Gleichstellung der Frau in der Rechts- und Verwal-
tungssprache des Landes Sachsen-Anhalt vom 09. Oktober 1992 (GVBI. LSA S. 734) qilt fur
alle mannlichen Personenbezeichnungen dieser Satzung ebenfalls die weibliche Personen-
bezeichnung.

8§20
In-Kraft-Treten

Die Anderung tritt am Tag nach der Veroffentlichung in Kraft.

Blankenburg, den 19.10.2022
Siegel

(Ballhausen)
Verbandsgeschaftsfihrer
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ANLAGE 1
Mitgliederverzeichnis des Trink- und Abwasserzweckverbandes Vorharz

Mitgliedsgemeinden des Verbandes, Einwohnerzahlen am 31.12.2018 und Anzahl der Vertreter
der Verbandsmitglieder gemaf der Einwohnerzahlen am 31.12.2018

Landkreise Harz und Borde

1. Stadt Blankenburg (Harz) mit: 17.070 Einwohner 5 Vertreter
Kernstadt
Ortschaft Bornecke
Ortschaft Cattenstedt
Ortschaft Heimburg
Ortschaft Hittenrode
Ortschaft Wienrode

2. Stadt Halberstadt mit: 4.301 Einwohner 2 Vertreter
Ortschaft Aspenstedt
Ortschaft Athenstedt
Ortschaft Langenstein
Ortschaft Sargstedt
Ortschaft Schachdorf Strobeck

3. Gemeinde Huy mit: 7.158 Einwohner 2 Vertreter
allen Ortschaften

4. Gemeinde Nordharz mit: 489 Einwohner 1 Vertreter
Ortschaft Danstedt

5. Stadt Osterwieck mit: 11.605 Einwohner 3 Vertreter

allen Ortschaften

6. Stadt Thale mit: 1.944 Einwohner 1 Vertreter
Ortschaft Westerhausen

7. Verbandsgemeinde Vorharz mit: 12.290 Einwohner 4 Vertreter
allen Gemeinden

8. Verbandsgemeinde Westliche Bérde mit: 3.942 Einwohner 1 Vertreter
Stadt Gréningen ohne die Orts-
teile GrofRalsleben und Krottorf

Stadt Kroppenstedt

GESAMTZAHL DER EINWOHNER UND DER VERTRETER: 58.799 Einwohner 19 Vertreter
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ANLAGE 2

Aufgaben des Trink- und Abwasserzweckverbandes Vorharz

(dem TAZV Vorharz von den Verbandsmitgliedern tbertragene 6ffentliche Aufgaben)

Landkreise Harz und Borde

Trink- Schmutz- Niederschlags-
wasser- wasser- wasser-
versorgung beseitigung beseitigung

1. Stadt Blankenburg (Harz) mit: Ja Ja Ja
der Kernstadt und den in der An-
lage 1 aufgefiihrten Ortschaften

2. Stadt Halberstadt mit: Ja Ja Nein
den in der Anlage 1 aufgefiihrten
Ortschaften

3. Gemeinde Huy mit: Ja Ja Nein
allen Ortschaften

4, Gemeinde Nordharz mit: Ja Ja Ja
der Ortschaft Danstedt

5. Stadt Osterwieck mit: Ja Ja Nein
allen
Ortschaften

6. Stadt Thale mit: Ja Ja Ja
der Ortschaft Westerhausen

7. Verbands- Vorharz mit:

gemeinde  Gemeinde Ditfurt Nein Ja Ja

Gemeinde GroR Quenstedt Ja Ja Ja
Gemeinde Harsleben Ja Ja Ja
Gemeinde Hedersleben Ja Ja Ja
Stadt Schwanebeck Ja Ja Ja
Gemeinde Selke-Aue Ja Ja Ja
Stadt Wegeleben Ja Ja Ja

8. Verbands- Westliche B6rde mit: Nein Ja Nein

gemeinde  Stadt Groningen ohne die Orts-
teile GroRalsleben und Krottorf

Stadt Kroppenstedt

- 17 -



	Inhaltsverzeichnis
	§1Name und Sitz 
	§2Verbandsmitglieder, Verbandsgebiet 
	§ 3 Aufgaben des Verbandes 
	§ 4 Rechte und Pflichten der Verbandsmitglieder und des Verbandes 
	§ 5 Verbandsorgane 
	§ 6 Zusammensetzung der Verbandsversammlung 
	§ 7 Aufgaben der Verbandsversammlung 
	§ 8 Sitzung der Verbandsversammlung 
	§ 9 Beschlussfassung der Verbandsversammlung 
	§ 10 Geschäftsordnung und Aufwandsentschädigungen 
	§ 11 Verbandsgeschäftsführer 
	§ 12 Verpflichtungsgeschäfte 
	§ 13 Deckung des Finanzbedarfs 
	§ 14 Rechnungsführung und Rechnungsprüfung 
	§ 15 Änderung und Auflösung 
	§ 16 Wegfall von Verbandsmitgliedern 
	§ 17 Abwicklung im Falle der Auflösung 
	§ 18 Bekanntmachungen 
	§ 19 Sonstige Vorschriften 
	§ 20 In-Kraft-Treten 




